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Der Städtetag Nordrhein-Westfalen fordert das Land 
auf, die Kommunen möglichst schnell und angemessen 
an den Bundesmitteln für die Integration von Flüchtlin-
gen zu beteiligen. Bisher fehle es noch an konkreten 
Aussagen, für welche Aufgaben und in welchem Um-
fang das Land den Kommunen Mittel aus den rund 400 
Millionen Euro bereitstellen will, die durch die Einigung 
von Bund und Ländern Mitte Juli jeweils in den Jahren 
2016, 2017 und 2018 an NRW fl ießen werden. 

Der Vorsitzende des Städtetages Nordrhein-Westfalen, 
Oberbürgermeister Pit Clausen aus Bielefeld, sagte 
dazu nach einer Vorstandssitzung des kommunalen 
Spitzenverbandes Mitte September: „Wie schnell und 
wie gut Integration gelingt, entscheidet sich zu einem 
großen Teil in den Städten. Die Kommunen stellen sich 
dieser Aufgabe engagiert, auch wenn sie mit erhebli-
chen Herausforderungen verbunden ist. Aktuelle Mehr-
ausgaben ergeben sich beispielsweise durch den Aus-
bau der Kinderbetreuung, den Wohnungsbau, den Bau 
und die Ausstattung von Schulräumen oder auch durch 
den Einsatz von Schulpsychologen, Dolmetschern, So-
zialpädagogen oder für Sprachförderprogramme. Das 
Land muss deshalb möglichst schnell einen angemes-
senen Teil der Bundesbeteiligung an die Kommunen 
weitergeben.“ 

Dringenden Handlungsbedarf sehen die Städte in NRW 
bei der Frage, wie der seit einem Monat bundesweit 
geltende erste Schritt der Wohnsitzaufl age besser ver-
wirklicht werden kann. Laut Gesetz müssten seit dem 
1. Januar 2016 anerkannte Flüchtlinge, die noch keine 
Arbeit gefunden haben, ihren Wohnsitz in dem Land 
nehmen, in dem ihr Aufnahmeverfahren stattgefunden 
hat. In mehreren Städten in Nordrhein-Westfalen sind 
aber über die ohnehin dorthin zugewiesenen Flücht-
linge hinaus weitere Flüchtlinge aus anderen Bundes-
ländern zugezogen. Einzelne Städte könnten dadurch 
überfordert und die Integration vor Ort schwieriger 
werden.

Vor diesem Hintergrund benötigen die kommunalen 
Ausländerbehörden nach Auffassung des Städteta-
ges NRW möglichst schnell genaue Ausführungsbe-
stimmungen des Landes. Damit könnten sie besser 

entscheiden, ob und falls ja wie eine Rückkehr von 
Flüchtlingen in das Bundesland der Erstaufnahme 
verwirklicht werden kann oder wann stattdessen aus 
guten Gründen Härtefallregelungen gelten. Die Ausfüh-
rungserlasse des Ministeriums für Inneres und Kom-
munales NRW halten die Städte für nötig, damit es zu 
einer angemessenen, zumutbaren, aber auch zügigen 
und einheitlichen Anwendung der im Aufenthaltsgesetz 
vorgesehenen Härtefallregelung kommt. Sollte die An-
wendung der Ausnahme- und Härtefallregelungen dazu 
führen, dass eine Vielzahl von anerkannten Flüchtlingen 
entgegen der Erstzuweisung an einem Wohnort ihrer 
Wahl bleiben, so der Städtetag NRW, müssten die zu-
sätzlichen fi nanziellen Belastungen der Städte ausge-
glichen werden. 

Zu den in Nordrhein-Westfalen geplanten Wohnsitzzu-
weisungen innerhalb des Landes begrüßen die Städte 
die aktuelle Kabinettsentscheidung für eine entspre-
chende Verordnung. Die darin vorgesehenen Kriterien 
für die Verteilung ermöglichen nach Einschätzung des 
Städtetages Nordrhein-Westfalen einen pragmatischen 
Weg, um diesen wichtigen Teil des Integrationsgeset-
zes des Bundes künftig zielführend im Land anwenden 
und Flüchtlingen einen bestimmten Wohnsitz zuweisen 
zu können. Dabei gilt es auf der einen Seite die Integra-
tion der Menschen in die Stadtgesellschaften zu beför-
dern und auf der anderen Seite einzelne Städte bei der 
Integration nicht zu überfordern.

„Es hilft den Städten und sorgt für eine angemessene 
Verteilung der Integrationsaufgaben zwischen Stadt 
und Land, wenn die Landesregierung bei der Zuwei-
sung der Menschen künftig die Situation am örtlichen 
Arbeits- und Wohnungsmarkt berücksichtigen will 
oder wenn sie die höheren Belastungen einbezieht, die 
sich in mehreren Städten durch die Zuwanderung aus 
Ost- und Südosteuropa schon ergeben haben. Sinnvoll 
ist auch, dass das Land die zwischen dem 1. Januar 
2016 und dem Inkrafttreten der NRW-Regelung erfolgte 
NRW-Binnenwanderung berücksichtigen will: Städte, 
die dadurch bereits mehr Flüchtlinge aufgenommen 
haben, sollen künftig eine geringere Zahl zugewiesen 
bekommen“, erklärte der Vorsitzende des Städtetages 
Nordrhein-Westfalen, Oberbürgermeister Pit Clausen.

Integrationshilfen des Bundes weitergeben –

Wohnsitzzuweisung integrationsfördernd nutzen
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Den nordrhein-westfälischen Kommunen werden im 
Rahmen des Gemeindefi nanzierungsgesetzes (GFG)
2017 voraussichtlich 10,56 Milliarden Euro zur Verfügung
stehen. Das geht aus den Eckpunkten zum GFG hervor, 
die das Landeskabinett Anfang Juli beschlossen hat. Mit 
einem Zuwachs von etwa 1,7 Prozent gegenüber dem 
Vorjahr fällt der kommunale Anteil am Steuerverbund 
somit niedriger aus, als es die sprudelnden Steuerein-
nahmen des Landes erwarten ließen. Auf die Schlüssel-
zuweisungen entfallen knapp 9 Milliarden Euro der Ver-
bundmasse, von denen wiederum 7 Milliarden Euro für
die kreisfreien Städte und die kreisangehörigen Städte
und Gemeinden bereitgestellt werden sollen.

Keine Verbesserungen bei der Verbundsystematik

Damit bleiben die Verbundgrundlagen in ihrer Zu-
sammensetzung unverändert: Neben den Gemein-
schaftssteuern fl ießen weiterhin 4/7 des Aufkommens
der Grunderwerbsteuer in den Steuerverbund ein. An
diesen Steuermitteln werden die Kommunen weiterhin 
nur mit 21,83 Prozent effektiv beteiligt. Der nominale 
Verbundsatz von 23 Prozent sowie die darin enthaltene
kommunale Beteiligung an den Einheitslasten des Lan-
des in Höhe von 1,17 Prozent sollen weiterhin gelten.
Aus kommunaler Sicht ist das zu wenig. Für die not-
wendige Verbesserung der Finanz- und Haushaltssitu-
ation in den nordrhein-westfälischen Kommunen muss
die Finanzausstattung aller Kommunen verbessert wer-
den. Die Anhebung des Verbundsatzes, zumindest die
Wiederherstellung eines echten Verbundsatzes von 23
Prozent wäre dafür ein geeigneter Weg.

Auch der vielfach kritisierte Vorwegabzug zur kom-
munalen Mitfi nanzierung des Stärkungspaktes Stadt-
fi nanzen bleibt unverändert bestehen. Nachdem er
im vergangenen Jahr erhöht worden war, um die Ver-
ringerung der Solidaritätsumlage bei den nachhaltig
abundanten Kommunen zu fi nanzieren, wird die zur 
Verfügung stehende Verbundmasse durch den Vor-
wegabzug bis zum Auslaufen des Programms jährlich
um 185 Millionen Euro gekürzt. Noch bevor sie auf die
unterschiedlichen „Töpfe“ für zweckgebundene Zuwei-
sungen und allgemeine Schlüsselzuweisungen verteilt
und die Teilschlüsselmassen der kommunalen Ebenen
gebildet werden können, verringern sich die zur Verfü-
gung stehenden Finanzmittel bereits spürbar. Die wei-
tere Aufteilung der Verbundmasse in die Allgemeinen 
Zuweisungen, die Investitionspauschale, die Schul-/
Bildungspauschale und die Sportpauschale erfolgt 
wie gewohnt: Der Anteil der zweckgebundenen Zuwei-
sungen liegt wie im Vorjahr bei etwa 15 Prozent und

damit – für eine kraftvolle kommunale Selbstverwaltung 
– noch immer zu hoch. Auch die aus städtischer Sicht 
unnötigen Zuweisungen für Sonderbedarfe bleiben un-
angetastet.

Bedarfsansätze werden „eingefroren“

Die Kriterien zur interkommunalen Verteilung der Schlüs-
selzuweisungen im Rahmen des GFG 2017 stehen unter 
dem Eindruck der Rechtsprechung des nordrhein-west-
fälischen Verfassungsgerichtshofs. Der Umsetzungspfad 
des FiFo-Gutachtens aus dem Jahr 2013 hätte auch für 
das GFG 2017 eine Aktualisierung der Grunddaten für 
die Bedarfsermittlung im Zuge der fi nanzstatistischen 
Regression vorgesehen. Es war zu erwarten, dass 
sich der Trend der vergangenen Jahre – ein steigender 
Sozial lastenansatz bei sinkendem Hauptansatz – mit
den aktualisierten Grunddaten fortgeführt hätte. Nun hat 
aber der Verfassungsgerichtshof in seinen Urteilen vom
Mai 2016 Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der Ver-
ortung des Soziallastenansatzes in der gemeindlichen 
Schlüsselmasse geäußert. Möglicherweise komme es 
dadurch im kreisangehörigen Raum zu Verwerfungen, 
die, auch in Abhängigkeit von der Gewichtung des So-
ziallastenansatzes, zu einer verfassungswidrigen Un-
gleichbehandlung führen könnten. 

Eine fi nanzwissenschaftliche Überprüfung der vom Ver-
fassungsgerichtshof geäußerten Bedenken ist notwen-
dig und wird zur Zeit durch das Innenministerium ange-
stoßen. Bis die Ergebnisse einer solchen Untersuchung 
vorliegen, sollen im GFG 2017 die aus den Grunddaten 
des GFG 2016 entwickelten Parameter beibehalten
werden. An der Spreizung der Hauptansatzstaffel (100 
bis 142 Prozent), der Gewichtung des Soziallastenan-
satzes (17,63), des Schüleransatzes (Halbtagsschüler: 
0,85; Ganztagsschüler: 2,15), dem Zentralitätsansatz 
(0,52) sowie dem Flächenansatz (0,18) werden daher 
gegenüber dem Vorjahr keine Veränderung vorgenom-
men. Auch die fi ktiven Hebesätze der Steuerkrafter-
mittlung bleiben wegen ihrer systematischen Kopplung
an den für die Grunddaten verwendeten Zeitraum un-
verändert.

Finanzwissenschaftliche Untersuchung bleibt 
abzuwarten

Die Entscheidung der Landesregierung, keine Verän-
derungen an den Gewichtungen im Rahmen der Be-
darfsermittlung vorzunehmen, ist vor dem Hintergrund 
der verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung nach-
vollziehbar. Sie ist aus kommunaler Sicht gleichwohl

Wenig Neues 

im Gemeindefi nanzierungsgesetz 2017

Von Benjamin Holler
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Rückforderungsansprüche gegen die Städte und Ge-
meinden nicht, jedenfalls nicht in der geforderten Höhe 
bestehen, weil den von Bund und Land gezahlten 
Geldbeträgen äquivalente Leistungen der Kommunen 
in Form der Abführung und Beseitigung von Straßeno-
berfl ächenwasser gegenüberstehen. Aus der sog. Ge-
schäftsführung ohne Auftrag (§§ 677 ff. BGB) ergebe 
sich für den jeweils zuständigen Straßenbaulastträger 
die verkehrssicherungsrechtliche Pfl icht des Abführens 
des Straßenoberfl ächenwassers von öffentlichen Stra-
ßen.  

Vorausgegangen war die Bitte der kommunalen Spit-
zenverbände an die betroffenen Kommunen nach 
fi ktiver Berechnung der Gebührenschuld des Straßen-
baulastträgers für die Straßenoberfl ächenentwäs-
serung für die Jahre 1985 bis 2015. Im Zuge dieser 
fi ktiven Berechnungen zeigten sich die zugrunde-
liegenden Vertragsgestaltungen als sehr heterogen, 
was eine schematische Betrachtung der Fälle faktisch 
unmög ich macht. Die von den Kommunen errechne-
ten fi k tiven Gebühren zeigten schnell den eindeutigen 
Trend, dass die von Bund und Land geleisteten Kos-
tenbeteiligungen durch die Erbringung der Straßen-
oberfl ächenentwässerung durch die Kommunen, also 
durch Gegenleistungen der Kommunen, aufgebraucht 
sind. Der Rückforderungssumme von Bund und Land 
konnte so eine zumindest aufrechenbare Forderung 
einer Niederschlagswassergebühr gegenübergestellt 
werden. Die fi ktive Berechnung von Gegenforderungen 
erfolgte nicht etwa mit dem Ziel der Geltendmachung 
selbstständiger Ansprüche der Kommunen gegenüber 
Bund und Land, sondern zur Dokumentation gegenre-
chenbarer Ansprüche im Rahmen des auch im öffent-
lichen Recht anwendbaren Grundsatzes von Treu und 
Glauben gem. § 242 BGB. Denn der Geltendmachung 
selbstständiger Ansprüche der Kommunen steht die 
vierjährige Festsetzungsverjährungsfrist (§ 12 Abs. 1 
Nr. 4 b KAG NRW i.V.m. §§ 169, 170 Abgabenordnung) 
entgegen. 

Verhandlungsergebnis

Im abschließenden Verhandlungstermin schließlich 
gelang ein erster Durchbruch: Städtetag und Städte- 
und Gemeindebund konnten – Dank intensiver Unter-
stützung durch ihre Mitgliedskommunen und einzelner 
kommunaler Praktiker – die Vertreter der beteiligten 
Landesressorts davon überzeugen, dass die  Kosten-
beteiligungen von Bund und Land durch die Gegenleis-
tungen der Kommunen aufgebraucht sind und es daher 
keine Rückforderungsansprüche seitens des Landes 
und auch des Bundes gegen die Kommunen gibt. 

Wie in den Verhandlungen vereinbart, hatte das Ver-
kehrsministerium NRW (MBWSV) mit Datum vom 13. 
Mai 2016 dem Landeskabinett eine Beschlussvorlage 
mit dem Ziel zugeleitet, dass das Land NRW auf die 
Rückforderung von Geldzahlungen für die Straßeno-
berfl ächenentwässerung verzichtet. Mit Datum vom 31. 
Mai 2016 hat das Landeskabinett die Kabinettsvorlage 
des MBWSV zur Kenntnis genommen und die Absicht 
gebilligt, „auf der Grundlage seiner Kabinettsvorlage 
vom 13. Mai 2016 von weiteren Verhandlungen über 
mögliche Rückforderungen des Landes gegenüber 
den Städten und Gemeinden abzusehen“. Mit diesem 
Beschluss ist das ursprüngliche Begehren des Landes 
nach Rückforderung von rd. 39,4 Mio. Euro gegenüber 
nordrhein-westfälischen Kommunen vom Tisch. In dem 
Kabinettbeschluss stimmt das Land des Weiteren zu, 
„dem Bundesministerium für Verkehr und digitale Infra-
struktur vorzuschlagen, in gleicher Weise für mögliche 
Forderungen des Bundes zu verfahren und den Land-
tag zu unterrichten“. Der Vorschlag des Landes NRW 
ist mittlerweile dem Verkehrsministerium zugegangen. 
Ein Gespräch zwischen Land und Bund steht zeitnah an. 
Über das Ergebnis der Verhandlungen werden wir unse-
re Mitglieder zum gegebenen Zeitpunkt informieren.  

Harald Lwowski
Referent Städtetag Nordrhein-Westfalen
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